Amts Blatt 


der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 
Nro. 18, 1870 


—— —— ee 


Marienwerder, den 4. Mai 


xD: en und Bekanntmachungen der 
rovinzial⸗Behörden. 

1) Durch die in Nr. 11. der diesjährigen 
Geſetzſammlung (Seite 142.) publicirte Uebereinkunft 


Inhalt des Bundesgeſetzblattes des No 
deutſchen Bundes. 
Das 10te Stück des Bundes» Befek - Blattes 
pro 1870 enthält un er: 


e 


Nr. 461. den Vertrag zwiſchen dem Norddeutſchen 
Bunde und dem Großherzogthum Baden wegen 
wechſelſeitiger Gewährung der Nechtshülfe, vom 
14. Januar 1870. 


Inhalt der Geſetz⸗ Sam lung. 


zwiſchen Preußen und Sachſen vom 16. April 1869 
wegen Beſeitigung der Doppelbeſteuerung der beider⸗ 
ſeitigen Staatsangehörigen haben die beſtehenden Vor⸗ 
ſchriften über die Veranlagung der Grund⸗, Gebäude⸗ 
und Gewerbeſteuer keine Aenderung erfahren. Es ſind 
daher die ſächſiſchen Staatsangehörigen auch fernerhin 


Das 21ſte und 22ſte Stück der Geſetz⸗Sammlung zu dieſen Steuern, und zwar zur Gewerbeſteuer eben⸗ 


pro 1870 enthält unter: 

Nr. 7640. die Beſtätigungs⸗Urkunde, betreffend den 
Uebergang des Betriebes reſp. des Eigenthums der 
Wilhelms (Coſel⸗ Oderberger) Eiſenbahn auf die 
Tas Blei Eiſenbahngeſellſchaft, vom 28. März 


Nr. 7641. die Beſtätigungs⸗Urkunde, betreffend den 
Uebergang des Betriebes reſp. des Eigenthums der 
Neiße ⸗ Brieger Eiſenbahn auf die Oberſchleſiſche 
Eiſenbahngeſellſchaft, vom 28. März 1870; 

Nr. 7642. das Privileglum der Oberſchleſiſchen Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft zur Emiſſion von 6,300,000 Thlrn. 
Wilhelmsbahn⸗Prioritäts⸗ Obligationen, vom 28. | 
März 1870; 

Nr. 7643. das Privilegium der Oberſchleſiſchen Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft zur Emiſſion von 1,200,000 Thlrn. 
Neiße⸗ Brieger Prioritäts⸗ Obligationen, vom 28. 
Marz 1870; 

Nr. 7644. die Konzeſſions⸗Urkunde für die Altenburg⸗ 
Zeitzer Eiſenbahngeſellſchaft zu Altenburg zum Bau 
und Betriebe der Bahn von Altenburg nach Zeitz 
innerhalb des Preußiſchen Staatsgebiets, vom 2. 
April 1870; 5 | 

Nr. 7645, die Bekanntmachung, betreffend die 1 7 0 
böchſte Genehmigung der unter der Firma: „Rheiniſch⸗ 
Pommerſche Ackerbau ⸗ Aktiengeſellſchaft“ mit dem 
Sitze zu Coln errichteten Aktiengeſellſchaft, vom 6. 
April 1870; 1 | 

Nr. 7646. den Allerhöchſten Erlaß vom 6. April 1870, 
betreffend die Erhebung der Abgabe für die Be⸗ 
nutzung der Elbſchleuſe bei Magdeburg und der 

Nr. ale: und Unſtrutſchleuſen; 

a 4 7. die Bekanntmachung, betr. die Allerh. Ge⸗ 
gung der unter der Firma: „Aktiengeſellſchaft 
Gres Schlachtviehmarkt“ mit dem Sitze zu 

reslau errichteten Aktiengeſellſchaft, v. 9. April 1870. 


Ausgegeben in Marienwerder den 5. Mai 


| 
| 


ſowohl vom Gewerbebetriebe im Umherziehen als vom 

ſtehenden Gewerbe lediglich nach Maßgabe der bishe⸗ 

rigen Beſtimmungen heranzuziehen. 

Eben ſo wenig iſt an dem Geſetze vom 1. Mai 
1851., betreffend die Einführung einer Klaſſen⸗ und klaſ⸗ 
ſificirten Einkommenſteuer, durch die gedachte Ueber⸗ 
einkunft zufolge Art. 5. derſelben rückſichtlich derjeni⸗ 
gen Steuerpflichtigen etwas geändert worden, welche 
gleichzeitig Unterthanen des Königreichs Preußen und 
des Königreichs Sachſen ſind. Dagegen erleidet die⸗ 
ſes Geſetz in Betreff der ſächſiſchen Staatsangehörigen, 
welche nicht gleichzeitig preußiſche Unterthanen und in 
Betreff der preußiſchen Staatsangehörigen, welche nicht 
gleichzeitig ſächſiſche Unterthanen find, folgende Modi⸗ 
fifationen: 

1. Bei der Veranlagung zur Klaſſenſteuer ober zur klaſſi⸗ 
ficirten Einkommenſteuer muß das Einkommen von 
dem im Königreich Sachſen belegenen Grundbeſitze, 
ſowie aus den daſelbſt betriebenen Gewerben (ge⸗ 
werblichen oder Handelsanlagen) desgleichen das 
Einkommen eus Gehalten (Wartegeldern), welche 
Militairperſonen und Civilbeamte aus ſächſiſchen 
Staatskaſſen beziehen, und aus Penſionen, welche 
aus dieſen Kaſſen gezahlt werden, unter allen Um⸗ 
ſtänden außer Betracht bleiben. Preußiſche Staats⸗ 
angehörige bedürfen mithin des nach §. 17. des Ge⸗ 
ſetzes vom 1. Mai 1851 erforderlichen Nachweiſes 
nicht mehr, daß ſie wegen ihres im Königreich Sachſen 
belegenen Grundbeſitzes einer mit der dieſſeitigen 
ee gleichartigen Beſteuerung unker⸗ 

egen. 

2. Wegen Heranziehung ſächſiſcher Staatsangehörigen 
zur Klaſſenſteuer bewendet es rückſichtlich des Be⸗ 
ginns der Steuerpflicht bei den Beſtimmungen des 
8. 6. zu f. des Geſetzes vom 1. Mai 1851 nur in⸗ 
ſoweit, als es ſich um ein Einkommen handelt: 


1870. 


2 


„Einkommenſteuerpflichtig find ſächſiſche Staatsange⸗ 


„aus in Preußen belegenem Grundbeſttze, lagungen der betheiligten beiderſeitigen Staatsangehö⸗ 
. aus einem in Preußen betriebenen Gewerbe (ge⸗ rigen ſorafältig zu berückſichtigen. Da jedoch die 
werbliche oder Handelsanlage), Uebereinkunft vom 16. April v. J. bereits mit dem 
Haus Gehalten von Militairperſonen und Civil: 1. Januar d. J. in Kraft getreten iſt, jo muß auch 
beamten, ſowie aus Penſionen, welche aus Preu⸗ den Anträgen derjenigen ſächſiſchen und preußiſchen 
ßiſchen Staatskaſſen gezahlt werden, Staatsangehörigen Folge gegeben werden, welche einen 
der Gewerbegehülfen, Arbeiter und Dienſtboten, Erlaß oder eine Ermäßigung der auf fie ſeit dem Be⸗ 
welche ihren Wohnort in Preußen haben, ſofern ginn dieſes Jahres veranlagten Klaſſen⸗ oder Ein⸗ 
ihr Einkommen nicht aus Liegenſchaften fließt, kommenſteuer verlangen, inſoweit dieſe Anſprüche nach 
welche fi außerhalb des Preuß. Staates befinden. Maßgabe der vorſtehenden Beſtimmungen begründet 
Abgeſehen von den voraufgeführten Fällen unter⸗ find. Dergleichen Anträge muſſen jedoch nach §. 1. 
liegt ein ſächſiſcher Staatsangehöriger der Klaſſen⸗ des Geſetzes über die Verjährungsfriſten bei öffentlichen 
ſteuer in Preußen nur dann, wenn derſelbe feinen Abgaben v. 18. Juni 1840 bis ſpäteſtens am 1. Juli 
dauernden Wohnſitz und Aufenthalt hierſelbſt ge⸗ d. J. bei den Landräthen bezw. den Vorſitzenden der 
nommen hat, ohne die preußiſche Staats angehörig⸗ Einſchätzungs⸗Commiſſionen angebracht werden, widrigen⸗ 
keit zu erwerben, und ſeit Begründung des Wohn⸗ falls es bei der erfolgten Veranlagung ſein Bewenden 
ſitzes 5 Jahre verlaufen find. In Betreff der Ver: behält. Die Königliche Regierung wird veranlaßt, 
anlagung zur Klaſſenſteuer wird ein ſächſiſcher dieſerhalb eine entſprechende Bekanntmachung in den 
Staatsangehöriger beim Vorhandenſein dieſer Vor⸗Amtsblättern zu erlaſſen. 
ausſetzungen bis zur Aufgebung ſeines Wohnſitzes Von den Landräthen, bezw. den Vorſitzenden 
hierſelbſt wie ein preußiſcher Unterthan behandelt. der Einſchätzungs⸗Commiſſionen, welche die bei ihnen 
eingereichten Anträge einer näheren Prüfung zu unter⸗ 
hörige hier nicht allein wegen ihres Einkommens ziehen und erforderlichen Falls eine Ergänzung der zu 
aus im Julande belegenem Grundbeſitze und aus erbringenden Nachweiſe anzuordnen haben, iſt dem⸗ 
hierſelbſt befindlichen gewerblichen oder Handels: nächſt wegen anderweiter Einſchätzung der betreffenden 
Anlagen — 8. 18. des Geſetzes vom 1. Mai 1851 Steuerpflichtigen durch die im §. 10. zu a. bezw. 
— ſondern auch wegen des Einkommens aus Ge- F. 21. des Geſetzes vom 21. Mai 1851 bezeichneten 
halt (Wartegeld), welches Militairperſonen und Commiſſionen nach Maßgabe der in dem §. 36. 1. 0. 
Civilbeamte aus preußiſchen Staatskaſſen beziehen, bezw. in dem Erlaſſe vom 8. Juni 1859 (Sentrup. 
ſowie aus Penſionen, welche aus dergleichen Kaſſen S. 29.) gegebenen Vorſchriften das Erforderliche zu 
gezahlt werden, desgleichen wegen des nicht aus veranlaſſen. Gegen die in Folge deſſen bewirkten 
Liegenſchaften herrührenden Einkommens ſolcher anderweiten Veranlagungen find die in dem Geſetze 
Gewerb'⸗gehülfen, Arbeiter und Dienſtbsten, welche vom 1. Mai 1851 angeordneten Rechtsmittel innerhalb 
ihren Wohnort in Preußen haben, ſofern das der dort beſtimmten Friſten zuläſſig. — Die ander⸗ 
Letztere mit Hinzurechnung des Einkommens aus weite Einſchätzung iſt ſelbſtoerſtändlich dann nicht er⸗ 
inländiſchem Grundbeſitze 1000 Thaler überſteigt. forderlich, wenn ein vollſtändiger Erlaß der Steuer 
Außerdem unterliegen ſächſiſche Staatsangehörige eintreten muß. 0 n 
der klaſſificirten Einkommenſteuer aber nur dann, Die Königliche Regierung hat hiernach die ihr 
wenn ſie ihren dauernden Wohnſitz und Aufenthalt untergeordneten Behörden des Schleunigſten mit ent⸗ 
in Preußen genommen haben, ohne die Staats: ſprechender näherer Anweiſung zu verſehen. Wegen 
angehörigkeit hierſelbſt zu erwerben, und ſeit Be⸗ Veranlagung der klaſſificirten Einkommenſteuer iſt das 


gründung des Wohnſitzes fünf Jahre abgelaufen 
iind. Bis zur Aufgebung des Wohnſitzes werden 
ſolche ſächſiſche Staatsangehörige bei der Veranla⸗ 
gung zur Einkommenſteuer den preußiſchen Unter⸗ 
thanen gleichgeſtellt. 

4. Preußische Unt erthanen, welche ihren dauernden 
Wohnſitz und Aufenthalt im Königreich Sachſen ge: 
nommen haben, ohne die Staatsangeh rigkeit da⸗ 
ſelbſt zu erwerben, ſind nach Ablauf von fünf Jahren 
ſeit Begründung und bis zur Aufgebung deſſelben 
in Betreff der Veranlagung zur Klaſſen⸗ und klaſſi⸗ 
ficirten Einkommenſteuer ebenſo anzuſehen, als wenn 
ſie ſächſiſche Unterthanen wären, welche in Preußen 
keinen oder ſeit einer kürz ren als fünfjährigen Friſt 
einen Wohnſitz genommen baben. — 

Dieſe Modificationen des Geſetzes vom 1. Mai 

1851 find bei allen von jetzt an erfolgenden Veran⸗ 


Erforderliche an die Vorſitzenden der Bezirks Commiſ⸗ 
ſionen von hier aus verfügt worden. 

Schließlich wird die Königliche Regierung darauf 
aufmerkſam gemacht, daß nach Art. 6. der Uebereinkunft 
vom 16. April 1869 die Königlich ſächſiſche Regierung 
die Verpflichtung übernommen hat, auf Acquiſition 
diesſeitiger Behörden Steucrforderungen des diesſeitigen 
Staates gegen die in Sachſen ſich aufhaltenden 
Steuerpflichtigen beizutreiben, und die eingezogenen 
Beträge an die hieſigen Stenerkaſſen abliefern zu 
laſſen. Berlin, den 26. März 1870. 

Der Finanz⸗Miniſter. Camphauſen. 

Vorſtehendes wird hierdurch zur Kenntniß und 
Beachtung veröffentlicht. g ö ru 

Marienwerder, den 30. April 1870. 

Königliche Regierung. 
Abtheilung für direkte Steuern, Domainen u. Forſten. 


2) Es wird hiermit zur öffentlichen Kenntniß Inſterburger Eiſenbahn, welche mit Arbeitszügen be⸗ 
ra daß Anträge um Verſetzungen zune Pan, fahre wird, in Kraft. 
aften von einem Regimente in ein anderes, da 5 f Er 
Pe it Rn Deck Dr dune ae Le Feen Sa de he 
rien 17 a Oper gun eh 0g bi wagt ige Anlagen dürfen nicht betreten werden. Das 
ER en ei zun dreht 1 frewiligen Militär- Ueberſchreiten der Bahn iſt nur an den zu Ueber⸗ 
bens en degime 10 die Möali chkeit bietet allen fahrten oder Uebergängen beſtimmten Stellen geſtattet, 
8 = ’ ſo lange die letzteren nicht durch Barrieren oder Ein⸗ 
friedigungen verſchloſſen ſind, und iſt dabei jeder un⸗ 
nöthige Verzug zu vermeiden 
Das eigenmächtige Eröffnen oder Ueberſchreiten 
der Barrieren oder ſonſtigen Einfriedigungen iſt 
unterſagt. 


Privatrückſichten vor der Einſtellung Rechnung zu 
tragen, und daß nur eine Veränderung in den Ver⸗ 
hältniſſen nach erfolgter Einftellung, oder der Nachweis, 
den Verſuch zum freiwilligen Eintritt gemacht zu haben 
einen Antrag um Verſetzung begründen kann. 


Marienwerder, den 20. April 1870. Den j 5 
Bir en; i a zum Waffengebrauche berechtigten Forſtſchutz⸗ 
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. beamten iſt, wenn ſie mit den vorgeſchriebenen . 
3) Von dem Herrn Ober ⸗Präſidenten der abzeichen verſehen find, geſtattet, innerhalb der Grenzen 
Provinz iſt genehmigt worden, daß die von dem Areal ihres Schutzreviers bei Ausübung ihrer dienſtlichen 
des Königlichen Forſt⸗Reviers Lonkorsz dem Guts⸗ Funktionen den Babnkörper auch an anderen als den 
beſitzer Wichert zu Lonkorsz überwieſenen 51 Morgen zu Ueberfahrten oder Uebergängen beſtimmten Stellen 
52 [] R. aus dem gedachten Revier ausſcheiden und zu überſchreiten. Ein ſonſtiges Betreten, insbe⸗ 
dem Gemeindeverbande des Dorfes Lonkorsz einer: ſondere ein Begehen des Bahnkörpers iſt den gedachten 
3 1 n * Da p. Wichert vertauſchte Beamten nicht geſtattet. 
iſcherei⸗Etabliſſemen owken mit ei d 5 Si er 
inhalte von 54 Morgen Js Fin e 8. 7. Das Hinüberſchaffen von Pflügen, Eggen 
Verbande von Koin ausſcheidet und dem Gutsbezirke und anderen Geräthen, ſowie von Baumſtämmen und 
des Königlichen Forſtreviers Wilhelmsberg einver⸗ anderen ſchweren Gegenitänben, darf, fofern ſolche nicht 
leibt werde. getragen werden, nur auf Wagen oder unterlegten 


Marienwerder, den 20. April 1870. Schleifen erfolgen. 
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 8. 8. Für das Betreten der Bahn und der 
0 Polizei⸗Verordnung. zugehörigen Anlagen durch Vieh iſt derjenige verant⸗ 


Unſere Polizei: Verordnung vom 6. April d. J. wörtlich, welcher die ihm obliegende Aufſicht über 
(Amtsblatt ©. 67.) wird in fo weit außer Kraft ge⸗ daſſelbe vernachläſſigt. 


ſetzt, als ſie das Fiſchen nach Stören und Lachſen und $. 9. Privat ⸗Uebergänge dürfen nur von den 

den Verkauf von Stören und Lachſen während der Berechtigten unter den vorgeſchriebenen Bedingungen 
Zeit vom 15. April bis 15. Juni verbietet. benutzt werden. 5 

amigl. Neger Ybtfeikung des Innern 5.10. So lange bie Ueberfahrten geſchloſſen 

gl. 8 ! g g ſind, müſſen Fuhrwerke, Reiter, Treiber und Vieh⸗ 

5) Polizei⸗Verordnung heerden bei den aufgeſtellten Haltepfählen oder War⸗ 


für die im Bau begriffene, innerhalb des Regierungs⸗ nungstafeln halten. Fußga ürf e 
Bezirks Martenwel den liegende Stele 15 an lehnen Barrieren Suben, dieſeben ober nicht 
Inſterburger Eiſenbahn behufs Befahrung derſelben berühren. l 
mit Arbeitszügen. 8. 11. Alle Beſchädigungen der Bahn und der 
Im Laufe der nächſten Zeit werden auf der im dazu gehörigen Anlagen mit Einſchluß der Telegraphen, 
Regierungs Bezirk Marienwerder belegenen Strecke ſowie der Betriebsmittel nebſt Zubehör, imgleichen 
Thorn⸗Jablonowo der Thorn⸗Inſterburger Eiſenbahn das Auflegen von Steinen auf das Planum, oder das 
Arbeitszige eingerichtet und mit dem Fortſchritte des Anbringen ſonſtiger Fahrhinderniſſe ſurd verboten; 
ues weiter ausgedehnt werden. eben ſo die Erregung falſchen Alarmes, die Nachahmung 
In Folge deſſen treten, wie auf Grund des m ale te die Verſtellung der Ausweiche⸗Varrich⸗ 
1 11. des Geſetzes über die Polizei⸗Verwal ung vom trieh fit und überhaupt die Vornahme aller den Be⸗ 
mit Marz 1850 (Gefeg- Sammlung Seite 265) hier⸗ trie örenden Handlungen. 
8 Babordnet wird, die nachfolgenden Beſtimmungen $. 20. Wer den Verboten der 88. 6. bis 11. 
public 15 Polizei⸗Reglements für die Königliche Oſtbahn, zuwider handelt, verfällt in eine polizeiliche Strafe 
5 No zeunterm 14. April 1852 im Amtsblatt für bis zu 10 Thlr. Geld, oder im Unvermögensfalle in 
198 u f. 08-Begirt Marienwerder pro 1852, Seite eine verhältn ßmaßige Gefängnißſtrafe, ſo weit nicht 
Be, irks Me auch fur die innerhalb des Negierungs' nach den allgemeinen ſtrafrechtlichen Beſtimmungen, 
ir artenwerder liegende Strecke der Thorn⸗ namentlich nach den 88. 254. bis 298. incl. des 


Strafgeſetzbuches vom 14. April 1851 eine härtere 
Strafe ſtattfindet. 
* me re den 27. April 1870. 
önigliche Regierung. Abtheilung des Innern. 

Bromberg, den 13. April 1870. 

Königliche Direction der Oſtbahn. 

6) In der Zeit vom 3. bis 5. Mai d. J. 
wird in Breslau eine Ausſtellung land⸗, forſt⸗ und 
hauswirthſchafilicher Maſchinen und Geräthe, verbun⸗ 
den mit einem Markte, ſtattfinden. 

Für die zu dieſer Ausſtellung gelangenden Gegen⸗ 
ſtände werden die üblichen Transporterleichterungen 
dahin gewährt, daß bei dem Hintransport die volle 
tarifmäßige Fracht zu entrichten iſt, der Rücktransport 
an den Ausſteller dagegen auf der für den Hintrans⸗ 
port benutzten Route — innerhalb drei Wochen nach 
dem Schluſſe der Ausſtellung — frachtfrei erfolgt, 
wenn durch Vorlage des Frachtbriefes für den Hin⸗ 
transport und durch ein Atteſt der Maſchinen⸗Aus⸗ 
ſtellungs⸗ und Markt⸗Commiſſion nachgewieſen wird, 
daß die betreffenden Gegenſtände auf der Ausſtellung 
geweſen und unverkauft geblieben ſind. 

Bromberg, den 21. April 1870. 

Königliche Direktion der Oſtbahn. 

Am 4. und 5. Mai d. J. findet in Danzig 
auf Veranſtaltung des Hauptvereins Weſtpreußiſcher 
Landwirthe eine Fettviehſchau ſtatt. 

Für den Transport der zu dieſer Ausſtellung 
beſtimmten Schauthiere treten auf der Oſtbahn nach⸗ 
ſtehende Tarif Ermäßigungen ein: 

1. Der Hintransport erfolgt gegen Entrichtung 
der vollen tarifmäßigen Fracht, dagegen wird der 
Rücktransport auf der für den Hintransport benutzten 
Route — innerhalb acht Tagen nach dem Schluſſe 
der Thierſchau — frachtfrei bewirkt, wenn durch Vor⸗ 
lage des dem Viehbegleiter behändigten Duplikat⸗ 
Viehzettels über den Hintransport und durch ein 
Atteſt der Ausſtellungs⸗Commiſſion nachgewieſen wird, 
daß die gedachten Thiere auf der Ausſtellung geweſen 
und unverkauft geblieben ſind. | 

Den Viehbegleitern wird die Benutzung der 
3. Wagenklaſſe reſp. des Viehwagens gegen Löſung 
eines Fahrbillets 4. Klaſſe geſtattet. 

Bromberg, den 23. April 1870. 

Königliche Direction der Oſtbahn. 

8) Mit dem 20. d. Mts. iſt neben dem ſchon 
beſtehenden gemeinſchaftlichen Tonnentarif für die 
Beförderung von Niederſchleſiſchen Steinkohlen ab 
Dittersbach nach ſämmtlichen Oſtbahn⸗Stationen, ein 
Centnertarif eingeführt worden. 

Die Frachtſätze können bei ſämmtlichen Oſtbahn⸗ 
Güter Expeditionen eingeſehen werden. 

Bromberg, den 21. April 1870. 


Königliche Direktion der Oſtbahn. 


9) Bekanntmachung. 


Abonnements ⸗Billets für Schulkinder 
mit einer Fahrpreis⸗Ermäßigung von 50 Prozent des 
Tarifſatzes der III. Wagenklaſſe werden vom 5. Mai 
d. J. ab unter folgenden Bedingungen auf der Oft 

bahn ausgegeben: 


Die Beförderung geſchieht mit allen fahrplan⸗ 
mäßigen Eil⸗, Perſonen⸗ und combinirten Zügen in 
der III. Wagenklaſſe. Die betreffenden Legitimations⸗ 
Karten ſind gültig für eine beſtimmte, auf der Karte 
angegebene Zeit für eine täglich einmalige Hin⸗ und 
Rückfahrt — ausſchließlich der Sonn⸗ und geſetzlichen 
Feiertage, ſowie der eventuell auf der Karte zu ver⸗ 
merkenden Schulferientage — und werden ausgeſtellt 
für eine beſtimmte, auf der Karte bezeichnete Perſon. 
Die Karten ſind unter Beifügung einer Beſcheinigung 
der betreffenden Schulbehörde mit Angabe der Zeit⸗ 
dauer (in minimo Ein Monat) für welche das Abon⸗ 
nement gewünſchi wird, portofrei ſchriftlich bei unſern 
Stations⸗Kaſſen zu beantragen. Das Atteſt der Schul⸗ 
behörde muß zugleich eine genaue Angabe der in dieſem 
Zeitraum etwa fallenden Feiertage enthalten. 


Die Legitimationskarte muß auf Verlangen bei 
jeder Fahrt dem revidirenden Beamten vorgezeigt 
werden. Der Abonnementspreis iſt bei Empfangnahme 
der Karte zu entrichten. Außer den zum Schulbeſuch 
nöthigen Utenſtlien, als Schultaſche, Bücher u. ſ. w. 
wird kein Freigepäck bewilligt. 


Eine Verantwortlichkeit für die Einhaltung des 
Fahrplans, ſowie für Verſpätungen und Unregelmäßig⸗ 
keiten der Fahrten, wird Seitens der Verwaltung 
nicht übernommen. 


Erſtattung des Fahrpreiſes findet nicht ſtatt, 
wenn der Inhaber der Karte an deren Benutzung 
gehindert iſt. a 

Bromberg, den 27. April 1870. 

Königliche Direction der Oſtbahn. 


Erledigte Schulſtellen. 


10) Die II. Schullehrerſtelle zu Baumgarth, 
Kreiſes Stuhm, iſt erledigt. — Lehrer evangeliſcher 
Confeſſion, welche ſich um dieſelbe bewerben wollen, 
haben ſich unter Einſendung ihrer Zeugniſſe bei dem 
Königl. Kreisſchulinſpektor, Herrn Pfarrer Braun⸗ 
ſchweig zu Marienwerder, zu melden. 


Die Schullehrerſtelle zu Goſtoczyn wird zum 
1. Oktober d. J. erledigt. — Lehrer katholiſcher 
Confeſſion, welche ſich um dieſelbe bewerben wollen, 
haben ſich unter Einſendung ihrer Zeugniſſe bei dem 


Königl. Kreisſchulinſpector, Herrn Pfarrer Moſchner 


zu Goſtoczyn, zu melden. 
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(Hierzu der öffentliche Anzeiger Nro. 18.) 


